
Gesetzesbestimmungen
 
 
Gebührengesetz 
 
Gebühren für Rechtsgeschäfte 
 
§ 15. (1) Rechtsgeschäfte sind nur dann gebührenpflichtig, wenn über sie eine 
Urkunde errichtet wird, es sei denn, dass in diesem Bundesgesetz etwas 
Abweichendes bestimmt ist. 
(2) Als Urkunden gelten auch bei schriftlicher Annahme eines Vertragsanbotes das 
Annahmeschreiben. Wird die mündliche Annahme eines Vertragsanbotes 
beurkundet, so gilt diese Schrift als Annahmeschreiben. 
(3) Rechtsgeschäfte, die unter das Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz, 
Grunderwerbsteuergesetz, Kapitalverkehrsteuergesetz (I. Teil Gesellschaftsteuer und 
II. Teil Wertpapiersteuer) oder Versicherungssteuergesetz fallen, sind von der 
Gebührenpflicht ausgenommen; dies gilt auch für Rechtsgeschäfte, sofern und 
insoweit diese unter das Stiftungseingangssteuergesetz fallen. 
 
§ 16. (1) Die Gebührenschuld entsteht, wenn die Urkunde über das Rechtsgeschäft 
im Inland errichtet wird, 
1. bei zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschäften, 

a)  wenn die Urkunde von den Vertragsteilen unterzeichnet wird, im 
Zeitpunkte der Unterzeichnung; 

b)  wenn die Urkunde von einem Vertragsteil unterzeichnet wird, im 
Zeitpunkte der Aushändigung (Übersendung) der Urkunde an den 
anderen Vertragsteil oder an dessen Vertreter oder an einen Dritten; 

2.  bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschäften, 
a) wenn die Urkunde nur von dem unterzeichnet wird, der sich verbindet, 

im Zeitpunkte der Aushändigung (Übersendung) der Urkunde an den 
Berechtigten oder dessen Vertreter; 

b) wenn die Urkunde auch von dem Berechtigten unterzeichnet wird, im 
Zeitpunkte der Unterzeichnung. 

(2) Wird über ein Rechtsgeschäft eine Urkunde im Ausland errichtet, so entsteht die 
Gebührenschuld, 
1. wenn die Parteien des Rechtsgeschäftes im Inland einen Wohnsitz 

(gewöhnlichen Aufenthalt), ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz haben oder 
eine inländische Betriebsstätte unterhalten und 

 a) das Rechtsgeschäft eine im Inland befindliche Sache betrifft oder 
b) eine Partei im Inland zu einer Leistung auf Grund des Rechtsgeschäftes 

berechtigt oder verpflichtet ist, in dem für im Inland errichtete Urkunden 
maßgeblichen Zeitpunkt; wenn jedoch die in lit a oder lit b bezeichneten 
Erfordernisse erst im Zeitpunkt der Errichtung eines Zusatzes oder 
Nachtrages erfüllt sind, in diesem Zeitpunkt, im übrigen 

2. wenn die Urkunde (beglaubigte Abschrift) in das Inland gebracht wird und 
entweder 
a) das Rechtsgeschäft ein in Z 1 lit a oder lit b bezeichnetes Erfordernis 

erfüllt, im Zeitpunkt der Einbringung der Urkunde in das Inland, oder 
b) auf Grund des Rechtsgeschäftes im Inland eine rechtserhebliche 

Handlung vorgenommen oder von der Urkunde (Abschrift) ein amtlicher 
Gebrauch gemacht wird, mit der Vornahme dieser Handlungen. 
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(3) Die Gebührenschuld entsteht bei einem Wechsel in dem Zeitpunkt, in welchem 
der Wechsel im Inland entweder dem Wechselnehmer oder einem Indossatar 
übergeben oder mit einem Indossament oder mit einem Akzept versehen wird oder 
zum amtlichen Gebrauch gelangt. Handelt es sich hiebei um einen unvollständigen 
Wechsel, so entsteht die Gebührenschuld im Zeitpunkt der Vervollständigung. 
(4) Gilt ein Annahmeschreiben oder ein Anbotschreiben als Urkunde über den 
Vertrag, so entsteht die Gebührenschuld mit dem Zustandekommen des Vertrages, 
im Falle des § 15 Abs 2 letzter Satz mit Errichtung der Schrift. Befindet sich die 
Urkunde zu diesem Zeitpunkt im Ausland, so ist Abs 2 sinngemäß anzuwenden. 
(5) Die Gebührenschuld entsteht 

a) bei Wetteinsätzen anlässlich sportlicher Veranstaltungen mit der 
Bezahlung des Einsatzes; 

b) bei Ausspielungen und ihnen gleichgehaltenen Veranstaltungen mit der 
Vornahme der Handlung, die den gebührenpflichtigen Tatbestand 
verwirklicht; bei Sofortlotterien in dem Zeitpunkt, in dem im Verhältnis 
zwischen Konzessionär und Vertriebsstelle die Abrechenbarkeit der 
geleisteten Wetteinsätze oder Spieleinsätze eingetreten ist; 

 c) bei Gewinsten mit der Fälligkeit. 
(6) Gelten die nach abgabenrechtlichen Vorschriften zu führenden Bücher und 
Aufzeichnungen als Urkunde über den Darlehens- oder Kreditvertrag, so entsteht die 
Gebührenschuld mit der Aufnahme in diese. 
(7) Bedarf ein Rechtsgeschäft der Genehmigung oder Bestätigung einer Behörde 
oder eines Dritten, so entsteht die Gebührenschuld für das beurkundete 
Rechtsgeschäft erst im Zeitpunkte der Genehmigung oder Bestätigung. 
 
§ 18. (1) Der handschriftlichen Unterzeichnung durch den Aussteller steht die 
Unterschrift gleich, die von ihm oder in seinem Auftrag, oder mit seinem 
Einverständnis mechanisch oder in jeder anderen technisch möglichen Weise 
hergestellt oder mit Namenszeichnung vollzogen wird. 
(2) Der Unterzeichnung steht auch eine Verhandlungsniederschrift gleich 
1. über einen Vertrag, wenn die Niederschrift nur von einem Vertragsteil 

unterzeichnet wird, 
2. über eine einseitige Erklärung, wenn die Niederschrift nur vom 

Erklärungsempfänger unterzeichnet wird. 
(3) Gedenkprotokolle, das sind Niederschriften, in denen von einer oder mehreren 
Personen durch Beisetzung ihrer Unterschrift bekundet wird, dass andere Personen 
in ihrer Gegenwart ein Rechtsgeschäft geschlossen oder ihnen über den erfolgten 
Abschluss eines Rechtsgeschäftes Mitteilung gemacht haben, unterliegen der 
Gebühr für das Rechtsgeschäft, auf das sich das Gedenkprotokoll bezieht. 
(4) Erklärungen (Eingaben, Protokolle), womit vor Gericht oder anderen Behörden 
ein Rechtsgeschäft beurkundet wird, sind, sofern über das Rechtsgeschäft noch 
keine andere Urkunde in einer für das Entstehen der Gebührenschuld maßgeblichen 
Weise errichtet worden ist, als Rechtsurkunden anzusehen und unterliegen der für 
das Rechtsgeschäft vorgesehenen Gebühr. 
(5) Punktationen im Sinne des § 885 ABGB sind nach ihrem Inhalte wie Urkunden 
über Rechtsgeschäfte gebührenpflichtig; dasselbe gilt von Entwürfen oder Aufsätzen 
von zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschäften, wenn sie von beiden 
vertragschließenden Teilen unterzeichnet sind oder wenn sie bloß von einem Teil 
unterzeichnet sind und sich in den Händen des anderen Teiles befinden. 
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§ 20. Der Gebührenpflicht unterliegen nicht 
… 
5. Sicherungs- und Erfüllungsgeschäfte - ausgenommen Wechsel - zu 
Darlehensverträgen (§ 33 TP 8), Kreditverträgen (§ 33 TP 19) und Haftungs- und 
Garantiekreditverträgen mit Kreditinstituten, der Oesterreichischen Nationalbank, den 
Versicherungsunternehmen, den Pensionskassen im Sinne des 
Pensionskassengesetzes und den Bausparkassen, sofern über die genannten 
Verträge spätestens gleichzeitig mit der Beurkundung des Nebengeschäftes eine 
Urkunde in einer für das Entstehen der Gebührenschuld maßgeblichen Weise 
errichtet worden ist; 
 

§ 25. außer Kraft durch VfGH G 158/08 vom 26.02.2009; BGBl I 34/2009 vom  
07.04.2009 
(1) Werden über ein Rechtsgeschäft mehrere Urkunden errichtet, so unterliegt jede 
dieser Urkunden den Hundertsatzgebühren. 
(2) Werden von einer Urkunde Gleichschriften (Duplikat, Triplikate usw.) ausgefertigt, 
so ist die Hundertsatzgebühr auf Grund jener Gleichschriften nur einmal zu 
entrichten, die dem Finanzamt bis zum 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem 
die Gebührenschuld entstanden ist, zweitfolgenden Monats vorgelegt werden. Das 
Finanzamt hat auf allen Gleichschriften zu bestätigen, dass die betreffende Schrift 
eine Gleichschrift ist und die Gebührenanzeige erstattet wurde. 
(3) Wurde über ein Rechtsgeschäft eine die Gebührenpflicht begründende Urkunde 
errichtet, so ist die Hundertsatzgebühr für dieses Rechtsgeschäft auf Grund jeder 
weiteren Urkunde nur dann nicht neuerlich zu entrichten, wenn diese Urkunde bis 
zum 15. Tag des zweitfolgenden Kalendermonats nach dem für sie maßgeblichen 
Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld einem für die Erhebung der Gebühren 
zuständigen Finanzamt mit dem Nachweis vorgelegt wird, dass auf Grund der ersten 
gebührenpflichtigen Beurkundung bei diesem Finanzamt die Hundertsatzgebühr zu 
erheben war oder an dieses Finanzamt die Hundertsatzgebühr auf Grund einer 
Selbstberechnung entrichtet wurde. In den Fällen einer Selbstberechnung der 
Gebühr gemäß § 3 Abs 4 oder § 33 Tarifpost 5 Abs 5 Z 5 ist die Hundertsatzgebühr 
auf Grund jeder weiteren Urkunde nur dann nicht neuerlich zu entrichten, wenn auf 
dieser von dem zur Selbstberechnung Befugten oder Verpflichteten ein Vermerk 
angebracht wird, der die fortlaufende Nummer der Aufschreibungen unter der die 
Hundertsatzgebühr für das Rechtsgeschäft selbst berechnet wurde und bei 
Bewilligung zur Selbstberechnung auch die Bezeichnung des 
Bewilligungsbescheides enthält. 
(4) Bei Notariatsakten ist die Hundertsatzgebühr nur von der Urschrift zu entrichten. 
Der Notar hat auf allen Ausfertigungen einen Vermerk darüber anzubringen, dass die 
Anzeige zur Gebührenbemessung erstattet wurde oder die Gebühr an das Finanzamt 
auf Grund einer Selbstberechnung entrichtet wird oder wurde. 
(5) In den Fällen einer Gebührenentrichtung gemäß § 3 Abs 4 ist bei Errichtung 
mehrerer Gleichschriften die Hundertsatzgebühr für das Rechtsgeschäft nur einmal 
zu entrichten, wenn auf allen Gleichschriften der in der genannten Bestimmung 
vorgesehene Vermerk angebracht wird. 
(6) In den Fällen einer Gebührenentrichtung gemäß § 3 Abs 4a und § 33 Tarifpost 5 
Abs 5 ist bei Errichtung mehrerer Gleichschriften die Hundertsatzgebühr für das 
Rechtsgeschäft nur einmal zu entrichten, wenn auf allen Gleichschriften von dem zur 
Selbstberechnung Verpflichteten oder Befugten der Vermerk angebracht wird, dass 
die Hundertsatzgebühr für das Rechtsgeschäft selbst berechnet wurde und an das 
Finanzamt entrichtet wird. Im Falle der Selbstberechnung und Entrichtung an das 

 25



Finanzamt ist der im § 3 Abs 4a oder im § 33 Tarifpost 5 Abs 5 Z 3 oder 5 
vorgesehene Vermerk anzubringen. 
 

§ 33. Tarif der Gebühren für Rechtsgeschäfte 
 
Tarifpost 7 
Bürgschaftserklärungen 
 
(1) Bürgschaftserklärungen; der Bürgschaftserklärung steht die Erklärung gleich, 
durch die jemand einer Verbindlichkeit als Mitschuldner beitritt (§ 1347 ABGB), nach 
dem Werte der verbürgten Verbindlichkeit .......................................................... 1 v.H. 
(2) Der Gebühr unterliegen nicht 
1. Bürgschaftserklärungen, die im Strafverfahren und überhaupt zur Sicherung 

allgemeiner Interessen außer dem öffentlichen Dienst oder einem 
Vertragsverhältnisse gegeben werden müssen. 

2.  Bürgschaftserklärungen von Kreditinstituten an Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes sowie an Eisenbahnunternehmungen, die dem 
öffentlichen Verkehre dienen. 

 
Tarifpost 8 
Darlehensverträge 
 
(1) Darlehensverträge nach dem Werte der dargeliehenen Sache................... 0,8 v.H. 
(2) Der Gebühr unterliegen nicht: 
1. Darlehensverträge gegen Verpfändung von Wertpapieren oder Waren mit 

statutenmäßig zu solchen Darlehensgeschäften berechtigten Kreditinstituten, 
soweit und solange Wertpapiere oder Waren verpfändet sind; 

2. Darlehensverträge gegen Faustpfand mit Pfandleihanstalten; 
3. Darlehensverträge, die den Voraussetzungen für die Gebührenfreiheit von 

Kreditverträgen gemäß § 33 Tarifpost 19 Abs 4 sinngemäß entsprechen. 
(3) Erklärt der Darlehensschuldner in der Darlehensurkunde, die dargeliehenen 
Sachen erhalten zu haben, so wird bei Erhebung der Gebühr vermutet, daß der 
Darlehensvertrag gültig zustande gekommen ist; diese Vermutung kann durch die 
Einrede der nicht erfolgten Zuzählung der Darlehensvaluta nicht widerlegt werden. 
(3a) Wird über einen Darlehensvertrag eine Urkunde im Ausland errichtet, so 
entsteht die Gebührenschuld - abweichend von § 16 Abs 2 Z 1 - in den für im Inland 
errichtete Urkunden maßgeblichen Zeitpunkt, wenn mindestens eine Partei des 
Darlehensvertrages im Inland einen Wohnsitz (gewöhnlichen Aufenthalt), ihre 
Geschäftsleitung oder ihren Sitz hat oder eine inländische Betriebsstätte unterhält 
und eine Partei im Inland zu einer Leistung auf Grund des Darlehensvertrages 
berechtigt oder verpflichtet ist; wenn jedoch dieses Erfordernis erst im Zeitpunkt der 
Errichtung eines Zusatzes oder Nachtrages erfüllt ist, in diesem Zeitpunkt. 
(4) Wurde über das Darlehen eines Gesellschafters an seine Gesellschaft, die den 
Ort ihrer Geschäftsleitung oder ihren Sitz im Inland hat, keine Urkunde in einer für 
das Entstehen der Gebührenpflicht maßgeblichen Weise errichtet, so gelten die nach 
den abgabenrechtlichen Vorschriften zu führenden Bücher und Aufzeichnungen des 
Darlehensschuldners, in die das Darlehen aufgenommen wurde, als Urkunde. Der 
Darlehensschuldner hat die Gebühr selbst zu berechnen und innerhalb von drei 
Monaten nach dem Entstehen der Gebührenschuld bei dem Finanzamt, in dessen 
Amtsbereich sich die Geschäftsleitung des Darlehensschuldners befindet, zu 
entrichten. Ein Auszug aus den Büchern oder Aufzeichnungen ist innerhalb 
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derselben Frist an dieses Finanzamt zu übersenden. Die Übersendung gilt als 
Gebührenanzeige gemäß § 31. 
(5) Bei Umschuldungen von Darlehensverträgen ist § 33 Tarifpost 19 Abs 5 
sinngemäß anzuwenden. 
 
Tarifpost 19 
Kreditverträge 
 
(1) Kreditverträge, mit welchen den Kreditnehmern die Verfügung über einen 
bestimmten Geldbetrag eingeräumt wird, von der vereinbarten Kreditsumme, 
1. wenn der Kreditnehmer über die Kreditsumme nur einmal oder während einer 

bis zu fünf Jahren vereinbarten Dauer des Kreditvertrages mehrmals verfügen 
kann ...................................................................................................... 0,8 v.H.; 

2. im übrigen .............................................................................................. 1,5 v.H. 
(2) Auf Kreditverträge von Gesellschaftern an ihre Gesellschaft sind die 
Bestimmungen des § 33 Tarifpost 8 Abs 4 sinngemäß anzuwenden. 
(2a) Wird über einen Kreditvertrag eine Urkunde im Ausland errichtet, ist § 33 TP 8 
Abs 3a sinngemäß anzuwenden. 
(3) 1. Den Kreditverträgen stehen die im Rahmen des Factoringgeschäftes (§ 1 Abs 

1 Z 16 BWG) getroffenen Vereinbarungen über die Gewährung eines 
Rahmens für die Inanspruchnahme von Anzahlungen gleich. 

2. Urkunden über Kreditauftragsverträge, durch die der Auftragnehmer 
verpflichtet wird, einem Dritten im eigenen Namen und auf eigene Rechnung 
Kredit zu gewähren, gelten als Urkunden über den Kreditvertrag mit dem aus 
dem Kreditverhältnis Begünstigten. 

(4) Gebührenfrei sind: 
1. Prolongationen von Kreditverträgen, für die nach diesem Bundesgesetz eine 

Gebühr zu entrichten war, bis zu einer Dauer des Kreditverhältnisses von fünf 
Jahren; im übrigen bei wiederholten Prolongationen jene, mit denen nicht ein 
Vielfaches von fünf Jahren überschritten wird; 

2. Verträge über Kredite an Kreditinstituten, die zum Kreditgeschäft (§ 1 Abs 1 Z 
3 BWG) berechtigt sind oder gebührenpflichtige Kredite gemäß Abs 3 
gewähren, sowie Verträge über Kredite an die Oesterreichische Nationalbank 
und an Bausparkassen, ausgenommen Verträge über Kredite zur Schaffung 
von Ergänzungskapital im Sinne des Kreditwesengesetzes, BGBl. Nr. 
63/1979, in der jeweils geltenden Fassung; 

3. Verträge über Kredite von Kreditinstituten und der Oesterreichischen 
Nationalbank an Kreditnehmer, die im Inland weder einen Wohnsitz 
(gewöhnlichen Aufenthalt) noch ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz haben; 

4. Kreditverträge zur Finanzierung von Rechtsgeschäften oder Rechten, soweit 
dafür der Bundesminister für Finanzen namens des Bundes eine Haftung nach 
dem Ausfuhrförderungsgesetz 1981 übernommen hat; 

5. Verträge über Kredite, die aus Mitteln der Exportfonds-Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung refinanziert werden; 

6. Verträge über Kredite aus Mitteln des ERP-Fonds (Eigenblock, 
Nationalbankblock); 

7. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 818/1993) 
8. Verträge über Kredite von Bausparkassen an ihre Bausparer. 
9. Kreditverträge, die nach dem behördlich oder von einem 

Landeswohnbaufonds genehmigten Finanzierungsplan zur Finanzierung eines 
nach den landesgesetzlichen Vorschriften über die Förderung des Wohnbaues 
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und der Wohnhaussanierung geförderten Bauvorhabens erforderlich sind, 
sofern die Nutzfläche im Sinne des Wohnbauförderungsgesetzes 1984, BGBl. 
Nr. 482, 150 m2 je Wohnung nicht überschreitet; Gebührenpflicht tritt jedoch 
ein, sobald die Voraussetzungen für die Befreiung nachträglich wegfallen. 

(5) Bei Umschuldungen, wodurch ein Kreditvertrag aufgehoben, die Kreditsumme 
zurückgezahlt und als Ersatz ein Kreditvertrag mit einem anderen Kreditgeber 
abgeschlossen wird, gilt der neue Kreditvertrag gebührenrechtlich als Nachtrag 
(Aufstockung, Prolongation) des ursprünglichen Kreditvertrages, wenn die Urkunde 
über den neuen Kreditvertrag einen Vermerk über die Umschuldung enthält und 
Aufhebung sowie Rückzahlung innerhalb eines Monats ab Beurkundung des neuen 
Kreditvertrages erfolgen. Der Kreditgeber hat auf Verlangen des Kreditnehmers bei 
Beendigung des Kreditvertrages dem neuen Kreditgeber alle für die 
gebührenrechtliche Beurteilung der Umschuldung maßgeblichen Umstände schriftlich 
mitzuteilen. 
 
Tarifpost 21 
Zessionen 
 
(1) Zessionen oder Abtretungen von Schuldforderungen oder anderen Rechten vom 
Entgelt .............................................................................................................. 0,8 v.H. 
(2) Der Gebühr unterliegen nicht: 
1. Zessionen an Gebietskörperschaften zur Sicherung rückständiger öffentlicher 

Abgaben; 
2. Zessionen von Forderungen zwischen Kreditinstituten, der Oesterreichischen 

Nationalbank und den Bausparkassen sowie Zessionen von Forderungen 
gegen Gebietskörperschaften zwischen den genannten Instituten einerseits 
und Versicherungsunternehmen oder Pensionskassen im Sinne des 
Pensionskassengesetzes andererseits; 

3. Zessionen von Forderungen zur Erfüllung eines Factoringvertrages, in dem 
eine gemäß § 33 Tarifpost 19 Abs 3 gebührenpflichtige Rahmenvereinbarung 
getroffen wurde; 

4. Zessionen der Exporteure von Forderungen aus Ausfuhrgeschäften, soweit 
dafür der Bundesminister für Finanzen namens des Bundes eine Haftung nach 
dem Ausfuhrförderungsgesetz 1981 übernommen hat; 

5. Zessionen von Forderungen, für die der Bundesminister für Finanzen namens 
des Bundes eine Haftung nach dem Ausfuhrförderungsgesetz 1981 
übernommen hat, an den Bund nach Eintritt eines Haftungsfalles; 

6. Abtretungen von Anteilen an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
Übertragungen von Geschäftsanteilen an einer Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaft und Übertragungen der mit der Stellung eines 
Gesellschafters einer Personengesellschaft verbundenen Rechte und 
Pflichten. 

7. Zessionen an Verbriefungsspezialgesellschaften. 
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